
  

  

 

 

       
    

    

   
      

        
     

  

      
        
      

      
        

      
       

       
     

      
    

       
 

    
    
      

      
   

        
    

   

      
      

         
    

   

Deutscher Bundestag Drucksache 19/21752 

19. Wahlperiode 19.08.2020 

Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes 
(Artikel 104a und 143h) 

A. Problem und Ziel 

Der Bund beabsichtigt, die Kommunen mit Wirkung ab dem Jahr 2020 finanziell 
zu entlasten. Zum einen dauerhaft durch eine höhere Beteiligung an den Ausgaben 
für die Leistungen für Unterkunft und Heizung nach § 22 Absatz 1 des Zweiten 
Buches Sozialgesetzbuch – Grundsicherung für Arbeitsuchende (SGB II). Zum 
anderen als einmalige gezielte Hilfe anlässlich der COVID-19-Pandemie. 

Derzeit beteiligt sich der Bund auf der Grundlage des Artikels 104a Absatz 3 des 
Grundgesetzes (GG) höchstens mit 49 Prozent an den bundesweiten Ausgaben für 
die Leistungen für Unterkunft und Heizung nach § 22 Absatz 1 SGB II (§ 46 Ab-
satz 5 Satz 2 SGB II). Die Begrenzung der Beteiligung auf unter 50 Prozent ver-
meidet, dass für die Ausführung des Gesetzes nach Artikel 104a Absatz 3 
Satz 2 GG die Rechtsfolge der Bundesauftragsverwaltung eintritt. Der Bund soll 
die Möglichkeit erhalten, sich künftig bis unterhalb der Grenze von 75 Prozent an 
den Ausgaben für die Leistungen für Unterkunft und Heizung nach § 22 Ab-
satz 1 SGB II zu beteiligen, ohne dass das Gesetz insoweit in Bundesauftragsver-
waltung ausgeführt würde. Hierzu muss eine Ausnahme zur Regelung des Arti-
kels 104a Absatz 3 Satz 2 GG geschaffen werden, gemäß der ein Geldleistungs-
gesetz im Auftrage des Bundes ausgeführt wird, wenn der Bund die Hälfte der 
Ausgaben für Geldleistungen oder mehr trägt. 

Aufgrund der COVID-19-Pandemie sind erhebliche Mindereinnahmen auch bei 
der den Gemeinden zustehenden Gewerbesteuer zu erwarten, die die Erfüllung 
der kommunalen Aufgaben im Bereich der örtlichen Daseinsvorsorge unmittelbar 
und signifikant beeinträchtigen. Eine Beteiligung des Bundes an dem gebotenen 
kurzfristigen Ausgleich des bundesweiten starken Einbruchs der Steuereinnah-
men der Gemeinden ist erforderlich, um die öffentliche Daseinsvorsorge und die 
kommunalen Investitionen als unverzichtbare Grundlage für den wirtschaftlichen
Aufholprozess zur Überwindung der Folgen der Pandemie zu gewährleisten. 

Der Bund hat bisher keine verfassungsrechtliche Kompetenz für die Gewährung 
eines einmaligen, gezielten Ausgleichs von Mindereinnahmen der Gemeinden bei 
der Gewerbesteuer. Im zweistufigen Bundesstaat sind die Kommunen grundsätz-
lich Teil der Länder. Der Bund soll daher mittels einer einmalig anwendbaren 
Ausnahmeregelung ermächtigt werden, sich angesichts der massiven Gewerbe-
steuermindereinnahmen aufgrund der COVID-19-Pandemie finanziell unmittel-
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bar an den erforderlichen Maßnahmen der Länder zur Entlastung ihrer Kommu-
nen zu beteiligen. Die grundsätzliche Verantwortung der Länder für die Gewähr-
leistung einer angemessenen Finanzausstattung ihrer Kommunen bleibt davon un-
berührt; die Ausnahmeregelung kann daher, über diesen konkreten Fall hinaus, 
nicht auf andere Sachverhalte angewandt werden. 

B. Lösung 

Anfügung eines neuen Satzes 3 in Artikel 104a Absatz 3 GG als Ausnahme zur 
Grundregel des Satzes 2, gemäß der ein Geldleistungsgesetz im Auftrage des 
Bundes ausgeführt wird, wenn der Bund die Hälfte der Ausgaben für Geldleistun-
gen oder mehr trägt. 

Schaffung einer einmaligen Ausnahmeregelung die es dem Bund ermöglicht, sich 
gezielt an Entlastungsmaßnahmen der Länder zu beteiligen, indem er einen pau-
schalen Ausgleich der pandemiebedingten Gewerbesteuermindereinnahmen der 
Gemeinden zur Hälfte mitträgt. Die grundsätzliche kompetenzrechtliche Verant-
wortung der Länder für eine angemessene Finanzausstattung der Kommunen 
bleibt dabei im Übrigen unberührt. Aus diesem Grund wird die ausnahmsweise 
Ermächtigung in den Übergangsvorschriften des Grundgesetzes verankert und 
kann ausdrücklich nur einmal genutzt werden. Die Hilfe des Bundes zugunsten 
der Kommunen erfolgt über das jeweilige Land und setzen seine finanzielle Be-
teiligung voraus. 

Diese Grundgesetzänderungen schaffen die verfassungsrechtliche Grundlage für 
die rechtssichere Umsetzung der Ergebnisse des Koalitionsausschusses vom 
3. Juni 2020 „Konjunktur- und Krisenbewältigungspaket“ betreffend einen höhe-
ren Anteil des Bundes an den Ausgaben für die Leistungen für Unterkunft und 
Heizung nach § 22 Absatz 1 SGB II sowie betreffend einen pauschalen Ausgleich 
der aktuellen krisenbedingten Gewerbesteuerausfälle der Gemeinden hälftig fi-
nanziert durch Bund und Länder. 

C. Alternativen 

Keine. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Durch die Grundgesetzänderung ergeben sich keine unmittelbaren finanziellen 
Auswirkungen. Eine Anhebung der Beteiligung des Bundes an den Ausgaben für 
die Leistungen für Unterkunft und Heizung nach § 22 Absatz 1 SGB II und die 
Inanspruchnahme der Ermächtigung des Bundes zum pauschalen Ausgleich ge-
meindlicher Gewerbesteuermindereinnahmen führen zu Mehrausgaben des Bun-
des. Die Höhe der Auswirkungen ist abhängig von der einfachgesetzlichen Aus-
gestaltung und der Wahrnehmung der eingeräumten Kompetenzen nach Maßgabe 
des Haushaltsgesetzes. 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Das Regelungsvorhaben hat keine Auswirkungen auf den Erfüllungsaufwand der 
Bürgerinnen und Bürger. 
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E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Das Regelungsvorhaben hat keine Auswirkungen auf den Erfüllungsaufwand der 
Wirtschaft. 

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 

Durch das Gesetz werden keine Informationspflichten eingeführt oder abge-
schafft. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Das Regelungsvorhaben hat keine Auswirkungen auf den Erfüllungsaufwand der 
Verwaltung. Der Erfüllungsaufwand der Verwaltung ist von der einfachgesetzli-
chen Ausgestaltung und der Wahrnehmung der eingeräumten Kompetenzen ab-
hängig. 

F. Weitere Kosten 

Durch das Gesetz entstehen der Wirtschaft keine weiteren Kosten, da sie nicht 
von den Regelungen betroffen ist. Auswirkungen auf die Einzelpreise und das 
Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwar-
ten. 
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BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND Berlin, 19. August 2020 

DIE BUNDESKANZLERIN 

An den 

Präsidenten des 

Deutschen Bundestages 

Herrn Dr. Wolfgang Schäuble 

Platz der Republik 1 

11011 Berlin 

Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes 
(Artikel 104a und 143h) 

mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 992. Sitzung am 3. Juli 2020 gemäß Artikel 76 Absatz 2 

des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus Anlage 2 ersichtlich 

Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist in 

der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Angela Merkel 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes 
(Artikel 104a und 143h) 

Der Text des Gesetzentwurfs und der Begründung ist gleich 
lautend mit der Bundestagsdrucksache 19/20595. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

Der Bundesrat hat in seiner 992. Sitzung am 3. Juli 2020 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

Zu Artikel 1 Nummer 2 (Artikel 143h Satz 2 GG) 

In Artikel 1 Nummer 2 sind in Artikel 143h Satz 2 die Wörter „auf Grundlage der erwarteten Mindereinnahmen“ 
zu streichen. 

Begründung: 

Die Verteilung der Mittel durch das jeweilige Land auf Grundlage der erwarteten Mindereinnahmen gemäß vor-
geschlagenem Artikel 143 h Satz 2 GG sowie Artikel 1 § 2 Absatz 2 Satz 1 im Entwurf eines Gesetzes zur finan-
ziellen Entlastung der Kommunen und der neuen Länder ist problematisch. Dies kann so ausgelegt werden, dass 
die erwarteten Mindereinnahmen jeder einzelnen Kommune zugrunde gelegt werden müssen. Dies ist nicht leist-
bar und auch nicht belastbar. Um eine praktikable und schnelle Verteilung auf die Gemeinden darstellen zu kön-
nen, sollte die entsprechende Vorgabe gestrichen werden. 
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Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung 

Die Bundesregierung äußert sich zur Stellungnahme des Bundesrates wie folgt: 

Zu Artikel 1 Nummer 2 (Artikel 143h Satz 2 GG) 

Die Bundesregierung lehnt den Änderungsvorschlag des Bundesrates ab. Er fordert die Vorgabe an die Länder 
zur Verteilung des pauschalen Ausgleichs der Gewerbesteuermindereinnahmen auf die Gemeinden zu streichen. 
Der Gesetzentwurf bestimmt hierzu in Artikel 143h Satz 2: „Der Ausgleich wird von den Ländern an die Gemein-
den auf Grundlage der erwarteten Mindereinnahmen weitergeleitet.“  

Zweck des Gesetzentwurfs ist es, die verfassungsrechtliche Grundlage für Ausgleichzahlungen zu schaffen, von 
denen die Gemeinden orientiert an ihren Gewerbesteuermindereinnahmen profitieren. Insoweit muss sich die 
Verteilung der Ausgleichszahlungen durch die Länder an den voraussichtlichen Mindereinnahmen der einzelnen 
Gemeinden orientieren. Dadurch ergibt sich jedoch kein Anspruch der einzelnen Gemeinde auf eine Kompensa-
tion der von ihr selbst erwarteten Gewerbesteuermindereinnahmen. 

Der Gesetzentwurf sieht in Artikel 143h Satz 1 ausdrücklich einen pauschalen Ausgleich der erwarteten Gewer-
besteuerausfälle der Gemeinden vor und fordert lediglich eine Verteilung „auf Grundlage der erwarteten Minder-
einnahmen“. Dies eröffnet den Ländern bereits einen hinreichenden Spielraum für eine sachgerechte Verteilung 
der Mittel an die Gemeinden. Die Bundesregierung hält es für leistbar, dass sich die Länder, beispielsweise auf 
Basis der ihnen zum Zeitpunkt des Ausgleichs vorliegenden Daten zu den gemeindlichen Gewerbesteuereinnah-
men, eigene begründete Erwartungen hinsichtlich der Gewerbesteuermindereinnahmen ihrer Gemeinden im Jahr 
2020 bilden. Eine weitere Flexibilisierung der Vorgaben zur Verteilung der Mittel durch die Länder würde den 
Zweck des Gesetzentwurfes, einen pauschalen Ausgleich der erwarteten Gewerbesteuermindereinnahmen der Ge-
meinden zu erreichen, gefährden. Das gilt insbesondere für einen völligen Verzicht auf jegliche Vorgabe zur 
Verteilung. 
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